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1. Finanzwirtschaftliche Verteilungspolitik
1.1. Normen der Verteilungspolitik
Es sollte ein pareto-effizienter Zustand erreicht werden, in dem keine Effizienzgewinne mehr erreicht werden konnten, ohne dass sich nicht ein Wirtschafssubjekt verschlechtert. Aus der Mikroökonomie wissen wir, dass in Abhängigkeit von der Erstausstattung eine beliebige Anzahl von Allokationen diese Effizienzanforderung erfüllt. Für den Staat besteht daher nicht nur die Aufgabe, die Bedingungen für eine effiziente Güter- und Faktorallkokation (Allokationsaufgabe) zu schaffen, sondern auch eine Verteilungssituation  zu verwirklichen, die gesellschaftlich akzeptiert ist und als gerecht empfunden wird (Distributionsaufgabe). Es existieren verschieden Gerechtigkeitsnormen, die der verteilungspolitischen Tätigkeit des Staates unterliegen können und in ganz unterschiedlichen Maß gesellschaftlich akzeptiert sind.

1.1.1. Leistungsgerechtigkeit

Die Norm der Leistungsgerechtigkeit knüpft an den Verteilungsergebnissen des Marktes an. In der einfachsten Form würde demnach Leistungsgerechtigkeit bedeuten, dass jedes Wirtschaftssubjekt das behalten kann, was es an Faktorerträgen am Markt erzielt. Dahinter steht die Vorstellung, dass in einem vollkommenen Markt jeder Faktor nach seiner Grenzproduktivität entlohnt wird. 

Problem

· Die realen Märkte sind weit von vollkommenen Konkurrenzmärkten entfernt

· Für manche Leistungen existieren überhaupt keine Märkte

Aber auch wenn vollkommene Märkte existieren, ist das Marktergebnis vor allem von der Faktorausstattung der Wirtschaftssubjekte abhängig. Leistungsgerechtigkeit kann in verschiedener Weise definiert werden:

· Jeder sollte bekommen, was er am Markt verdient

· Jeder sollte bekommen, was er bei vollkommener Konkurrenz am Markt verdienen könnte

· Jeder sollte bekommen, was er durch Arbeit verdient

· Jeder sollte bekommen, was er auf einem vollkommenen Markt verdienen könnte, wenn Startgleichheit gegeben wäre.

1.1.2. Bedarfsgerechtigkeit

Nicht an dem Beitrag des Einzelnen zur Gesamtwohlfahrt, sondern an den individuellen Bedürfnissen orientiert sich die Norm der Bedarfsgerechtigkeit. Auch diese Norm wird in Varianten vertreten: Die subjektiven Bedürfnisse der Wirtschaftssubjekte für eine gerechte Verteilung zu nehmen, ist offensichtlich ungeeignet und wird kaum vertreten. Allerdings wird aus der Überlegung, dass die Bedürfnisse aller Menschen gleich sind, eine egalitäre Gerechtigkeitsnorm abgeleitet. Demnach sollten alle Einnahmen und Vermögen ausgeglichen sein, um eine gleichmäßige Bedürfnisbefriedigung gewährleisten zu können. Die führt jedoch zu einer negativen Anreizwirkung auf den Leistungswillen der Menschen. Orientiert an der Vorstellung von Bedarfsgerechtigkeit sind aber auch Forderungen, die auf die Sicherung eines soziokulturellen Existenzminimums zielen. Elemente dieser Form von Bedarfsgerechtigkeit findet man beispielsweise in dem Grundfreibetrag der deutschen Einkommenssteuer, der das Existenzminimum steuerfrei belässt oder der Ausgestaltung der Sozialhilfe.

1.2. Die Beschreibung der Einkommens- und Vermögensverteilung

1.2.1. Verteilungskonzepte

Einkommensbezieher und Vermögende können nach unterschiedlichen Merkmalen in Gruppen zusammengefasst werden. Zentrales Gruppierungsmerkmal ist sicher die Höhe des Einkommens. Man spricht in diesem Fall von personeller Verteilung. Bei einer Form ist die Zuordnung von Einkommen und Vermögen zu den Anbietern der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital von Interesse. Diese Form der Verteilung wird als funktionelle Einkommensverteilung bezeichnet. Eine andere Aufteilung der Einkommmensbezieher orientiert sich an ihrem sozialen Status. Diese Form der Verteilungsanalyse gibt einen Einblick in die Sozialstruktur des Landes. Des Weiteren wird untersucht, wie sich das erwirtschaftete Einkommen auf bestimmte Wirtschaftssektoren oder Regionen aufteilt (sektorale Einkommensverteilung). Dagegen beschreibt die regionale Einkommensverteilung die Zuordnung von Einkommen und Vermögen auf geografisch abgegrenzte Gebiete oder Strukturen. Mit der staatlichen Verteilungspolitik wird aber noch zwischen weiteren Gruppen ein Ausgleich angestrebt. So wirkt der Staat auf die Einkommensverteilung zwischen den Generationen oder beispielsweise zwischen Kranken und Gesunden ein. 

1.2.2. Zur Abgrenzung von Einkommen und Vermögen

Entsprechend den unterschiedlichen Verteilungskonzepten werden bei verschiedenen Einkommensverteilungen verschiedene Einkommensbegriffe verwendet. Zur Beschreibung von sektoralen, regionalen oder funktionellen Verteilungsanalysen wird zumeist auf Einkommensdaten zurückgegriffen. Es wird in diesen Fällen mit der Größe Volkseinkommen gearbeitet. Neben der eingeschränkten Aussagekraft der Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung muss bei der Verwendung für Einkommensverteilungsanalyse bedacht werden, dass das Volkseinkommen auch das Vermögenseinkommen des Staates und die Unternehmensgewinne beinhaltet. Außerdem ist die höhe des Volkseinkommens abhängig von den veranschlagen Abschreibungen.
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Die Abbildung zeigt die Entwicklung von Lohn- und Gewinnquote im Zeitraum von 1991 bis 2001 in der Bundesrepublik Deutschland. Dabei wird deutlich, dass es eine leichte Verschiebung zuungunsten der Lohnquote im betrachteten Zeitraum gegeben hat. Aufgrund der genannten Unzulänglichkeiten der Daten aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird für die Beschreibung der personellen Einkommensverteilung oft auf Daten aus den Steuerstatistiken zurückgegriffen. Hierbei ist allerdings zu bedenken, dass die steuerliche Bemessungsgrundlage „zu versteuerndes Einkommen“ abgleitet wird aus dem Gesamtbetrag der Einkünfte eine Vielzahl individuelle bestimmter Abzüge enthält. Anderseits spiegelt das zu versteuernde Einkommen das tatsächliche zur Verfügung stehende Nettoeinkommen der Haushalte gut wider. Zur Darstellung der personellen Einkommensverteilung wird z.T. auch auf einen Einkommensbegriff zurückgegriffen, der im Rahmen von Einkommens- und Verbrauchsstichproben verwendet wird. Der Vorteil dieses Einkommensbegriffs liegt darin, dass er die Einkommenssituation eines privaten Haushaltes insgesamt erfasst und dass er auch Haushalte mit nicht steuerpflichtigem Einkommen beinhaltet. Abhängig  von der betrachteten Phase im Verteilungsprozess unterscheidet man dann die Primärverteilung und die Sekundärverteilung des Einkommens. Als Primärverteilung bezeichnet man die Einkommensverteilung, die sich als Ergebnis des Marktprozesses ergibt, als Sekundärverteilung die Situation, welche die Einkommensverteilung nach Durchführung der staatlichen Verteilungspolitik darstellt. Genauso schwierig wie einen geeigneten Einkommensbegriff zu entwickeln, ist die Definition des Begriffs Vermögen. Auch Vermögen kann anhand der Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, der Steuerstatistik oder der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ermittelt werden und unterschiedliche Größen umfassen wie Sachvermögen, Forderungs- und Verbindlichkeitsvermögen, Humankapital oder Anwartschaften auf Vermögensmehrung.
1.2.3. Darstellung und empirische Befunde zur Einkommens- und Vermögensverteilung

Die bekannteste grafische Darstellung von personellen Einkommensverteilungen ist die Lorenzkurve. Sie zeigt, wie viel Prozent der nach ihrer Einkommenshöhe geordneten Bevölkerung oder Haushalte welchen prozentualen Anteil des kumulierten Einkommens beziehen. 
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Die Lorenzkurve ist als Darstellungsform allerdings umstritten, das durch die Verwendung der Gleichverteilungslinie als Referenzpunkt für die bestehende Verteilungssituation ein Werteurteil mitschwingt, das sicher nicht dem gesellschaftlichen Konsens entspricht. Situationen, in denen sich die Lorenzkurven schneiden, können nicht beurteilt werden. Um Fragen beantworten zu können wie „Ist in Land A die Einkommensverteilung ungleicher als in Land B?“ greift man daher eher auf den GINI-Koeffizienten zurück. Mathematisch ist der GINI-Koeffizient als Quotient aus der Fläche zwischen Lorenzkurve und Gleichverteilungslinie sowie der gesamten Dreiecksfläche unterhalb der Diagonalen. Bei vollständiger Gleichverteilung nimmt der GINI-Koeffizient den Wert 0 an, bei vollständiger Konzentration des Einkommens in einer Hand den Wert 1. Durch den GINI-Koeffizient kann allerdings nur eine Aussage über die absolute Ungleichheit getroffen werden, nicht jedoch darüber, in welchen Bereichen die Ungleichheit auftritt. Sowohl die Lorenzkurve als auch GINI-Koeffizient liefern keine Informationen über die Ursachen der Ungleichverteilung von Einkommen.

1.3. Ansatzpunkte und Wirkungsweise finanzwirtschaftlicher Verteilungspolitik

Der Einfluss der staatlichen Einkommenspolitik auf das verfügbare Einkommen ist individuell am deutlichsten zu spüren. Die Erhebung direkter Steuern wie die Lohn- und Einkommenssteuer wird dabei auch explizit mit verteilungspolitischen Zielsetzungen verknüpft. Durch die Freistellung des Existenzminimums von der Besteuerung und durch die Wahl eines progressiven Steuertarifs wird der Wille zu einer gewissen Glättung der primären Einkommensverteilung deutlich. Aber auch die Erhebung von allgemeinen Umsatz- und Verbrauchssteuern beeinflusst die Einkommensverteilung. Ebenso besitzt die staatliche Kreditaufnahme Verteilungswirkungen, allerdings nicht in erster Linie auf die personelle Einkommensverteilung, sondern auf die Verteilungssituation zwischen den Generationen. Auch die staatlichen Ausgaben entfalten weitgehende, auch intendierte Verteilungswirkungen. Sozialausgaben, Zuweisungen die an andere öffentliche Körperschaften, als Sozialtransfers an private Haushalte oder als Subventionen an Unternehmen fließen, sowie Nivellierungen reiner Personalausgaben  (Haushalts- und Kinderzuschläge) beeinflussen die Einkommensverteilung.
1.3.1. Inzidenzbegriffe

Die Verteilungswirkungen einer finanzpolitischen Maßnahme werden als Inzidenz bezeichnet. Genauso komplex wie die Reaktionen der Wirtschaftssubjekte muss eine Inzidenzanalyse sein, welche die daraus resultierenden Verteilungsänderungen analysiert. Von den meisten Finanzwissenschaftlern wird die Erfassung der Gesamtwirkung für kaum möglich gehalten. Daher beschränken die meistens Inzidenzanalysen ihr Augenmerk auf eine Fragestellung. So wird nur die Wirkung einer bestimmten Steuer oder eines bestimmten Ausgabenprogramms untersucht. Oder es wird nur der Einfluss einer Maßnahme auf eine bestimmte Gruppe von Wirtschaftssubjekten analysiert. In der Analyse muss auch zwischen formaler und effektiver Inzidenz unterschieden werden. Der erste Inzidenzbegriff umfasst dabei die Verteilungswirkungen, wie sie theoretisch gewünscht sind, der zweite Begriff beschreibt die Wirkungen, wie sie empirisch feststellbar sind. 

1.3.2. Inzidenzanalyse im Partial- und Totalmodell

Die wohlfahrtsökonomische Analyse wird als partielle Steuerinzidenzanalyse bezeichnet, weil sie nur die Wirkungen der Steuer in einem Markt untersucht. Es wurde gezeigt, dass in Abhängigkeit von den gegebenen Marktparametern ein Excess Burden der Besteuerung auftritt, der im unterschiedlichen Maße in Form von Konsumenten- und Produzentenrentenverlust zum Ausdruck kommt. Für die empirische Bestimmung der Verteilungswirkung müssen die betroffenen Gruppen genauer spezifiziert werden. Um jedoch einen Eindruck der materiellen Inzidenz zu erhalten, müssten auch die Wirkungen der Steuer auf anderen Märkten untersucht werden. Mit dieser Form verlässt man den partialanalytischen Rahmen und geht in Richtung eines Totalmodells.  Als grundlegendes Modell einer Inzidenzanalyse im Totalmodell gilt die Arbeit von HARBERGER. Die Modellannahme des HARBERGER-Modells können folgendermaßen zusammengefasst werden:

· In der Volkswirtschaft werden in zwei Sektoren zwei Güter produziert

· In beiden Sektoren werden zwei Produktionsfaktoren eingesetzt

· Die Faktoreinsatzverhältnisse können aber in Sektor A und B verschieden sein

· Das Faktorangebot ist insgesamt gegeben

· Sowohl Güter- wie auch Faktormärkte sind vollkommene Konkurrenzmärkte. Die Güter werden zu Grenzkosten angeboten, die Faktoren werden nach ihrem Grenzprodukt entlohnt. Da alle Preise vollständig flexibel sind, herrscht immer Vollbeschäftigung.

In diesem Modellrahmen wird nun untersucht, welche Wirkung die Einführung einer Gewinnsteuer, also einer Steuer nur auf den Faktor Kapital, in einem Sektor haben wird. Kurzfristig wird die Gewinnsteuer von den Kapitaleignern in dem besteuerten Sektor getragen. Denn kurzfristig müssen die Produktionsfaktoren als immobil gelten. Langfristig sind die Produktionsfaktoren jedoch zwischen den Sektoren mobil. Dadurch wird zunächst die Faktorentlohnung beeinflusst, was wiederum zu Verschiebungen in den Faktoreinsatzverhältnissen führen wird.

· Wird der Faktor Kapital nur in Sektor A besteuert, wird Kapital aus diesem Sektor abwandern. Infolgedessen steigt die Kapitalrentabilität in Sektor A und sinkt in Sektor B, bis sie in beiden Sektoren wieder gleich hoch ist. Dieser Zusammenhang wird als Ausgleichseffekt bezeichnet.

· Durch die Besteuerung des Kapitals in Sektor A werden sich die Güterpreise in Sektor A erhöhen. Mit steigenden Güterpreisen wird die Nachfrage nach den Gütern des Sektors A zurückgehen und die Nachfrage nach Gütern des Sektors B steigen. Verstärkt wird dieser Effekt dadurch, dass die Preise in Sektor B aufgrund der gefallenen Kapitalrentabilität gesunken sind.

· Gleichzeitig mit dem Outputeffekt auf dem Gütermarkt wird auf den Faktormärkten Kapital und Arbeit gegeneinander substituiert. Im Sektor A sind durch die Steuern die Kapitalkosten gestiegen, wodurch ein Anreiz gegeben wurde, Kapital durch Arbeit zu ersetzten. In Sektor B sind hingegen die Kapitalkosten gesunken, sodass in diesem Sektor ein gegenläufiger Substitutionsprozess abläuft. Wie endgültig der Faktorsubsitutionseffekt aussieht, ist von den Substitutionselastizitäten zwischen den Faktoren Arbeit.

Zu eindeutigen Aussagen kommt die Inzidenzanalyse nach dem HARBERGER-Modell nur unter stark vereinfachten Annahmen. Im einfachsten Fall werden die Faktorsubstitutionselastizitäten in beiden Sektoren gleich Null gesetzt. In diesem Fall bleibt das Faktoreinsatzverhältnis in beiden Sektoren gleich und das Ergebnis ist nur vom Outputeffekt abhängig. Der Gesamteffekt der Steuererhebung ist dann nur abhängig von der zu Beginn herrschenden Faktorintensität.
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HARBERGER selbst hat versucht, sein Modell anhand der Daten der Körperschaftssteuer in den USA zu testen. Die Körperschaftssteuer interpretiert er damit als selektive Steuer auf Kapital in körperschaftlich organisierten Sektoren. Empirisch konnte er zeigen, dass die Steuerlast fast vollständig von den Kapitaleignern aller Sektoren getragen wurde.

Staatliche Verteilungspolitik und die wahrgenommenen Verteilungswirkungen der staatlichen Aktivitäten sind oft die wesentlichen Faktoren, die das politische Bewusstsein der Bürger bestimmen. Die Vorstellung darüber, was eine „gerechte“ Verteilungspolitik ausmacht, geht dabei weit auseinander. Einen gesellschaftlichen Konsens kann Leistungsgerechtigkeit ergänzt um Merkmale der Bedarfsgerechtigkeit beschreiben kann. Heute ist es aber jedem Politiker auch bewusst, dass jede Verteilungsnorm auch Wirkungen auf die Effizienz der Wirtschaft zeigt. Um verteilungspolitische Diskussionen sachlich führen zu können, muss geklärt sein, über welche Verteilungsgröße gesprochen wird: Steht die personelle oder die funktionelle Verteilung im Mittelpunkt. Abhängig von der verfolgten Fragestellung muss die Einkommensgröße sorgfältig bestimmt sein. Unter wie vielen verschiedenen Gesichtspunkten eine Wirkungs- oder Inzidenzanalyse staatlicher Maßnahmen durchgeführt werden kann, ist mit der Vielzahl von verwendeten Inzidenzbegriffen klar geworden. Gleichzeitig wird damit auch offensichtlich, dass es kaum denkbar ist, in einer Analyse alle Verteilungswirkungen einer Maßnahme herauszuarbeiten. Insgesamt ist aus dem voranstehenden Kapitel festzuhalten, dass gerade bei sehr werturteilsabhängigen Fragen wie der nach der Verteilungsgerechtigkeit staatlichen Handelns besonderes Augenmerk auf die Begriffe, Konzepte oder Normen gerichtet sein muss. Welche Verteilungsziele zu verfolgen sind, bleibt Gegenstand der politischen Diskussion. Die Aufgabe der Ökonomen besteht allenfalls darin zu beschreiben sowie unterschiedliche Instrumente zur Realisierung von Verteilungszielen zu bewerten. 

2. Theorie und Praxis der sozialen Sicherung

2.1. Umfang und Struktur der sozialen Sicherung

Die Gesamtheit der distributiv begründeten Ausgabe –also alle Sozialleistungen- in der Bundesrepublik Deutschland werden im so genannten Sozialbudget erfasst, das als Teil des Sozialberichts der Bundesregierung veröffentlicht wird. Insgesamt machen die im Sozialbudget dokumentierten Leistungen rund 32% des Bruttoinlandsprodukts aus. Innerhalb des Sozialbudgets der Bundesrepublik Deutschland nimmt das Sozialversicherungssystem den größten Platz ein. Gegenüber diesem Ausgabenblock kommt allen anderen Leistungen eine untergeordnete Bedeutung zu. Erhellend in dieser Gesamtschau des Sozialbudgets ist, dass kontroverse Bereiche der Sozialpolitik, wie beispielsweise die Sozialhilfe quantitativ wenig herausstechen und in ihrer relativen Bedeutung über die letzten zehn Jahre eher gesunken sind. 
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Aus den Statistiken kann abgeleitet werden, über welche Institutionen die Sozialausgaben abgewickelt werden.
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2.2. Gestaltungsprinzip der sozialen Sicherung

Aus dem Grundgesetzt folgt sowohl die Verantwortung des Staates, jedem Bürger ein menschenwürdige Existenz zu ermöglichen, als auch die Verpflichtung, die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit zu sichern. Dieses Verständnis von sozialer Verantwortung des Staates wird als Subsidiaritätsprinzip bezeichnet. Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip ist die Sozialversicherung keine staatliche Untergliederung, sondern eine selbstverwaltete, öffentlich-rechtliche Körperschaft; mit der Sozialversicherung tritt die Solidargemeinschaft der Versicherten weitgehend an die Stelle familiärer Solidarität. Bei der Ausgestaltung des Leistungsbezugs unterscheidet man zwischen dem Kausal- und Finalprinzip. Innerhalb der Sozialversicherung wird weitgehend das Kausalprinzip angewendet. In Abhängigkeit von der Ursache der Notlage treten verschiedene Träger der Sozialversicherung ein. Dagegen wird bei der Sozialhilfe unabhängig von der Ursache der Notlage Unterstützung gewährt; man spricht hierbei vom Finalprinzip. Besteht ein direkter Zusammenhang zwischen eigenen Beiträgen und den daraus empfangenen Leistungen bezeichnet man dies auch als Äquivalenzprinzip. Werden die empfangenen Leistungen dagegen durch eine generelle staatliche Festlegung bestimmt entspricht dies dem so genannten Versorgungsprinzip. Dagegen werden Leistungen nach dem Fürsorgeprinzip nach einer individuellen Bedürftigkeitsprüfung vergeben.
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2.3. Die Sozialversicherung
Der quantitative Umfang der Sozialversicherungen macht es unerlässlich, genauere Kenntnisse über die Ausgestaltungsmerkmale und die ökonomische Begründung des Systems zu besitzen.

2.3.1. Merkmale der Sozialversicherung

Typisch für das Versicherungsprinzip ist die äquivalente Beziehung zwischen Beiträgen und Leistungen für eine abgegrenzte Personengruppe mit gleichartigen Risiken. Damit es zu einem privaten Versicherungsangebot kommt, muss die Gruppe der Risikoträger groß genug die Schadenseintrittswahrscheinlichkeit zufällig sein; v.a. sollte der Schaden durch eigenes Verhalten der Versicherten nicht beeinflussbar sein („moralisches Risiko“). Damit kann der Umfang des Risikos durch die Versicherung kalkuliert werden. Der Abschluss einer privaten Versicherung erfolgt in der Regel auf freiwilliger Basis. Für die Sozialversicherung gilt die strenge versicherungsmathematische Äquivalenzbeziehung zwischen Beiträgen und Leistungen nicht. Die Beiträge werden zumeist unabhängig vom individuellen Schadensrisiko aus dem laufenden Arbeitseinkommen erhoben und Leistungen werden auch an Personen gewährt, die keine Beiträge geleistet haben. Für bestimmte Gruppen ist die Teilnahme an der Sozialversicherung zwingend. 

2.3.2. Finanzierungsverfahren in der Sozialversicherung

Die versicherungstechnische Äquivalenz zwischen Beitragszahlungen und Leistungen kann prinzipiell durch zwei Finanzierungsverfahren erreicht werden:

· Kapitaldeckungsverfahren

Dabei werden die Beiträge so kalkuliert, dass nicht nur die Ausgaben der 

 



laufenden Periode finanziert werden, sondern dass auch Rücklagen für 
 



zukünftige Versicherungsfälle gebildet werden.

· Umlageverfahren


Die aktuellen Beitragszahler finanzieren durch die Leistungen an andere 
  



Personen und erwerben dadurch das Recht, dass zu einem späteren 
 



Zeitpunkt die ihnen zustehenden Leistungen finanziert werden. Man
 



bezeichnet dieses Verfahren auch als Generationenvertrag.

Tatsache ist jedoch, dass das Umlageverfahren sehr abhängig von der Bevölkerungsentwicklung ist. Ganz unabhängig von der demografischen und gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist das Kapitaldeckungsverfahren allerdings auch nicht. Zum einen müssen auch in einer Versicherung, die durch das Kapitaldeckungsverfahren finanziert wird, die Beiträge steigen, wenn der Leistungsbezug durch ansteigende Lebenserwartung der Versicherten zunimmt. Zum anderen können die Wachstumsvorteile, die von dem Aufbau eines Kapitalstocks zur Versicherungsfinanzierung und damit zunehmenden Finanzierungskapitals in der Volkswirtschaft abhängen, sich auch umkehren.
Dem Kapitaldeckungsverfahren werden außerdem ordnungspolitische Bedenken entgegengebracht. Ein Kapitalstock, aus dem alle heute bestehenden Rentenansprüche befriedigt werden könnten, müsste nahezu das gesamte in Unternehmen investierte Kapital in Deutschland und zusätzliche Anlagen im Ausland umfassen. Die gesamte Volkswirtschaft wäre dann kontrolliert durch die Anlagefonds der Versicherung. Jedenfalls ist ein einfacher Wechsel des Finanzierungsverfahrens sicher nicht die Lösung der Probleme der Sozialversicherung.

2.4. Das Sozialversicherungssystem in der Bundesrepublik Deutschland

Das Sozialversicherungssystem umfasst die:

· Gesetzliche Rentenversicherung (GRV)

· Gesetzliche Krankenversicherung (GKV)

· Gesetzliche Pflegeversicherung (SPV)

· Gesetzliche Unfallversicherung

· Arbeitslosenversicherung (AV)

Die gesetzlichen Grundlagen der Sozialversicherung sind in verschiedenen Büchern des Sozialgesetzbuchs zu finden. Sozialversicherungspflichtige sind zunächst alle abhängigen Beschäftigten und bestimmte Gruppen von Selbstständigen. Schuldner der Sozialversicherungsbeiträge ist der Arbeitgeber; dieser hat einen Anspruch gegen den Beschäftigten auf den von diesem zu tragenden Teil des Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Bemessungsgrundlage der Sozialversicherungsbeiträge ist das Bruttoentgelt der Beschäftigten. Die gesetzliche Unfallversicherung wird nur durch Beiträge der Unternehmen finanziert. 

2.4.1. Die gesetzliche Rentenversicherung

2.4.1.1. Die Grundstruktur der gesetzlichen Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung ist das größte soziale Sicherungssystem in der Bundesrepublik Deutschland. Sie gliedert sich in:

· Die Rentenversicherung der Arbeiter

· Die Rentenversicherung der Angestellten

· Die Knappschaftliche Rentenversicherung

Die von der gesetzlichen Rentenversicherung ausgezahlten Renten gliedern sich in:

· Altersrenten

· Berufsunfähigkeitsrenten

· Erwerbsunfähigkeitsrenten

· Hinterbliebenenrenten

Für die Mehrzahl der Versicherten stellt die gesetzliche Rente immer noch die wesentliche Sicherung gegen das Risiko des Alters oder der Invalidität dar. Die gesetzliche Rente nimmt damit eine Lohnersatzfunktion war. Seit 1957 sind die gesetzlichen Rentenzahlungen dynamisiert, d.h. Zugangs- wie auch Bestandsrenten werden an die allgemeine Lohnentwicklung angepasst. Finanziert wird die gesetzliche Rentenversicherung gemäß dem beschriebenen Umlagefahren. Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung werden bis zu der jährlich neu festgelegten Beitragsbemessungsgrenze erhoben und dabei hälftig von Arbeitgeber und Beschäftigten getragen; der Bund finanzierte allerdings fast 30% der Ausgaben über den so genannten Bundeszuschuss. Ohne die kontinuierliche Erhöhung des Bundeszuschusses müsste ein weitaus höherer Beitragssatz als der aktuelle erhoben werden. Die Höhe der ausgezahlten Rente wird seit 1992 entsprechend einer Rentenformel bestimmt, die sowohl die Lohn- und Beitragsbezogenheit der Rente wie auch die dynamische Anpassung der Rente an den Produktivitätsfortschritt gewährleistet. Diese Rentenformel besteht aus vier Elementen:
· Entgeltpunkte (EP)

· Zugangsfaktor (ZF)

· Rentenartfaktor (RAF)

· Aktueller Rentenwert (AR)
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Die Lohn- und Beitragsbezogenheit der Rente wird durch die Ermittlung der Entgeltpunkt hergestellt. Für jedes Jahr werden die Beitragszahlungen des Versicherten in Verhältnis zu den Beitragszahlungen entsprechend eines in diesem Jahr durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts gesetzt. So können für Jahre, in denen man keine Versicherungsbeiträge gezahlt hat, unter bestimmten Bedingungen Entgeltpunkte angerechnet werden, wie z.B. für 3 Jahre der Kindererziehung oder für Zeiten einer Pflegetätigkeit. Für bestimmte Zeiten wie Ausbildungs-, Wehr- und Zivildienstzeiten werden ebenfalls der Wert der Entgeltpunkte modifiziert. Aus der Multiplikation der Summe der Entgeltpunkte mit dem Zugangsfaktor ergeben sich die persönlichen Entgeltpunkte (PEP), die das individuelle Element bei der Bestimmung der Höher der Zugangsrente ausmachen. Der Zugangsfaktor erfasst dabei den Beginn der Rentenzahlung; wird eine Altersrente vorzeitig in Anspruch genommen, liegt der Zugangsfaktor unter 1.

Während die Ermittlung der persönlichen Entgeltpunkte vergangenheitsorientiert ist,  wird über den Rentenartfaktor und den aktuelle wirtschaftliche, aber auch sozialpolitische Entwicklung erfasst. Der Rentenartfaktor differenziert die Rentenzahlung nach ihrer Art, wie bspw. Altersrenten (RAF=1,0) oder Halbwaisenrenten (RAF=0,1). Der aktuelle  Rentenwert wird so bestimmt, dass aus diesem Betrag eine monatliche Altersrente abgeleitet wird, die Beiträgen auf Grund eines Durchschnittentgelts für ein Kalenderjahr entspricht. Die Bestimmung des aktuellen Rentenwerts war in den letzten Jahren das Hauptinstrument zur Gestaltung der Rentenpolitik. Dies geschah bis in das Jahr 1991 entsprechend der Bruttolohnentwicklung, seitdem wird eine Anpassung an die Nettolohnentwicklung vorgenommen.
2.4.1.2. Die Wirkung des demografischen Wandels auf die gesetzliche Rentenversicherung

Die Absenkung des Nettorentenniveaus ist eine Reaktion auf die zunehmenden strukturellen Probleme der gesetzlichen Rentenversicherung.

· Zunächst ist eine Versicherung, die nach dem Umlageverfahren finanziert wird, nur in der Lage, ihr Leistungsniveau ohne Beitragserhöhungen aufrechtzuerhalten, wenn das Verhältnis von Leistungsempfängern und Beitragszahlern konstant bleibt.

· Aber nicht nur weniger Beitragszahler in der gesetzlichen Rentenversicherung sind das Problem, sondern auch die steigende Lebenserwartung der Rentenempfänger. 

2.4.1.3. Reformansatzpunkte in der gesetzlichen Rentenversicherung

Eine alleinige Lösung der aus der Bevölkerungsentwicklung entstehenden Probleme über weitere Beitragssatzerhöhungen ist undenkbar. Bereits die heutige Belastung an Sozialversicherungsbeiträgen wird sowohl individuell als auch volkswirtschaftlich als ernsthaftes Hindernis zu Wahrnehmung wirtschaftlicher Entwicklungschancen empfunden. Das größte Problem einer Ablösung des Umlageverfahrens liegt in der Gestaltung der Übergangsphase. Für die in dieser Phase erwerbstätige Generation käme es zu einer Doppelbelastung, denn sie müssten sowohl die Mittel zur Deckung der Ansprüche der im Ruhestand befindlichen Generation erwirtschaften, als auch einen Kapitalstock für ihre eigene Versorgung aufbauen. Ebenso wenig wird es politisch Mehrheiten für Vorschläge geben, welche die Rentenzahlungen abhängig von der Zahl der Zahl der großgezogenen Kinder machen. Diese polit-ökonomischen Überlegungen sind beispielshaft für den aktuellen Umgang mit den Problemen der gesetzlichen Rentenversicherung. Zurzeit wird noch versucht, innerhalb des bestehenden Systems, die Probleme aufzufangen. So wird die angestrebte Senkung des Nettorentenniveaus auf 63% durch den Aufbau der so genannten „Riester-Rente“ begleitet. Als Zielpunkt dieser Entwicklung soll ein System der Alterssicherung stehen, dass auf drei Säulen – private Versorge, betriebliche Alterssysteme und gesetzliche Rentenversicherung – ruht.

2.4.2. Die gesetzliche Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung

Das Gesundheitsrisiko ist in der Bundesrepublik Deutschland in verschiedenen Sozialversicherungszweigen abgesichert:
· Gesetzliche Krankenversicherung

· Gesetzliche Pflegeversicherung

· Gesetzliche Unfallversicherung

Die Pflegeversicherung wurde als fünfte Säule des Sozialversicherungssystems geschaffen. Alle Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sind in der gesetzlichen Pflegeversicherung versichert, die Versicherten der privaten Krankenversicherung sind verpflichtet, eine private Pflegeversicherung abzuschließen. Die gesetzliche Unfallversicherung tritt vor allem bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ein.

2.4.2.1. Die Grundstruktur der gesetzlichen Krankenversicherung

Die gesetzliche Krankenversicherung ist die älteste der Sozialversicherungen, sie ist heute die zweitgrößte Sozialversicherung. Erst mit der Einführung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall durch die Arbeitgeber veränderte sich das Leistungsprofil der gesetzlichen Krankenkasse hin zum Sachleistungsprinzip. Die Mitgliedschaft in der Krankenversicherung ermöglicht die direkte Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen. Während die Beiträge an der Höhe des Arbeitseinkommens anknüpfen, werden die Leistungen nach dem individuellen Bedarf geleistet. Die ist Ausdruck des Solidarprinzips in der gesetzlichen Krankenversicherung, ebenso wie die beitragsfreie Mitversicherung von Familienangehörigen ohne eigenes versicherungspflichtiges Einkommen. In den gesetzlichen Krankenkassen sind alle abhängig Beschäftigten, Rentner, Studenten, Arbeitsloste und spezielle Gruppen von Selbstständigen versichert. Anders als in der gesetzlichen Rentenversicherung ist die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung gleichzeitig Versicherungspflichtgrenze. Das Finanzierungsverfahren der gesetzlichen Krankenkassen ist ein Umlageverfahren.

2.4.2.2. Die besondere Struktur des Gesundheitssektors

Der demografische Wandel führt auch in den gesetzlichen Krankenkassen zu großen Problemen. Durch das verwendete Umlageverfahren müssen die Erwerbstätigen bei einem Anstieg des Verhältnisses von Rentnern zu Erwerbstätigen immer höhere Beiträge leisten, da die Beiträge der Rentnergeneration deutlich niedriger sind als die der Erwerbstätigengeneration; dieses Phänomen wird als Finanzierungseffekt bezeichnet. Andererseits steigen die Ausgaben für medizinische Leistungen mit steigender Lebenserwartung, dies beschreibt den Ausgabeneffekt der demografischen Entwicklung. Aber nicht nur der demografische Wandel, sondern eine Vielzahl struktureller Besonderheiten begründen die Probleme der Krankenversicherung. Der Markt für Gesundheitsleistungen ist allein deshalb nicht mit anderen privaten Märkten zu vergleichen, da der Nachfrager die Qualität der erhaltenden Güter und Dienstleistungen kaum beurteilen kann. Zunächst trifft der Versicherte die Entscheidung, eine Gesundheitsleistung nachzufragen, ohne Kenntnis über die Kosten der Leistung. Daher ist mit einer zu großen Nachfrage ebenso zu rechnen wie mit dem Phänomen des moralischen Risikos. Bei der vorliegenden Struktur des Gesundheitssektors ist es also angemessen, von einem Anbietermarkt zu sprechen. Die Anbieter legen fest, welche Leistungen notwendig werden. Gerade der in der Medizin enorme technische Fortschritt verschärft dabei die Kostenprobleme des Sektors. Zum einen stehen immer fortschrittlichere Technologien zur Verfügung, die Behandlungen in Lebensstadien erlauben, die in früheren Zeiten undenkbar waren. Zum anderen wirken nicht nur neue kostenintensive Produkte, sondern auch Innovationen, die grundsätzlich effizienzsteigernd eingesetzt werden könnten, oftmals kostensteigernd. 

2.4.2.3. Reformdiskussion

Neben den im Grunde kontinuierlich vorgebtrachten Vorschlägen zur Leistungskürzung wird in den letzten Jahren eine ernsthafte Reformdiskussion geführt, in der vor allem strukturelle Veränderungen gefordert werden, um ein effizientes und bezahlbares Gesundheitswesen zu schaffen. Entsprechend der strukturellen Probleme des Gesundheitssektors muss zunächst die institutionelle Gestaltung der Nachfrage überdacht werden. Eine Möglichkeit, die Probleme des moralischen Risikos zu reduzieren, besteht in der Schaffung von Versicherungstarifen mit Eigenbeteiligung. Durch solche Tarife erhielten die Krankenkassen zum einen Informationen über die Risikostruktur der Versicherungsnachfrager. Zum anderen sollte durch die Tarifgestaltung gesundheitsbewusstes Verhalten belohnt werden. Umverteilungsmaßnahmen müssten aus dem eigentlichen Angebot der Krankenversicherungen herausgenommen werden, damit eine risikoäquivalente Prämiengestaltung möglich würde. Alle genannten Vorschläge zielen darauf ab, den Versicherten klarere Informationen über den Zusammenhang zwischen ihren Gesundheitsrisiken und dem notwendigen Versicherungsumfang einschließlich der damit verbundenen Prämienzahlungen zu verschaffen. Ferner geht es darum, dass aufgrund der dann freien Tarifgestaltung der Versicherungen, einen wirklichen Wettbewerb zwischen den Versicherern zu ermöglichen. Die gesetzlichen Krankenversicherungen würden dann zunehmend zu einer Prämiengestaltung übergehen, dazu könnte auch gehören, wenigstens teilweise Elemente des Kapitaldeckungsverfahrens aufzunehmen. Aber Effizienzgewinne sind nicht nur aus der Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen auf der Seite der Krankenversicherungen zu erwarten, sondern auch auf der Seite der Anbieter. Ein Schritt zu einer verbesserten Kostenkontrolle könnte in dem Übergang vom Sachleistungsprinzip der gesetzlichen Krankenkasse zum Kostenerstattungsprinzip liegen. Auch sollte es für die Krankenversicherung möglich sein, mit einzelnen Leistungserbringern Verträge abzuschließen. Darüber hinaus sollten alle systemimmanenten Anreize zu kostentreibendem Verhalten beseitigt werden. Letztlich muss aber bei der Diskussion um eine Reform im Gesundheitswesen darauf hingewiesen werden, dass aufgrund der existentiellen Bedeutung ärztlicher Behandlung und der unklaren Qualitätsermittlung in der Medizin Effizienz- und Verteilungsargumente noch sorgfältiger abgewogen werden sollen als in anderen Bereichen.
2.4.3. Die gesetzliche Arbeitslosenversicherung

Über die gesetzliche Arbeitslosenversicherung wird die Bundesanstalt für Arbeit im Wesentlichen finanziert. Die Arbeitsförderung ist dabei das Kernstück der Arbeitsmarktpolitik. Die meisten der aktiven Arbeitsmarktleistungen der Bundesanstalt für Arbeit können unabhängig von Beitragsleistungen in Anspruch genommen werden, wenn der Leistungsempfänger als arbeitssuchend registriert ist.  Beitragspflichtig in der Arbeitslosenversicherung sind alle abhängig beschäftigten Arbeitnehmer, für die keine eigenständige Versorgungswerke bestehen und die mehr als geringfügig arbeiten, sowie ihre Arbeitgeber. Auch die Arbeitslosenversicherung wird nach dem Umlageverfahren finanziert, wobei Arbeitnehmer und Arbeitgeber die Beiträge jeweils zur Hälfte tragen. Für die Beitragshöhe gibt es wie in der Rentenversicherung eine Beitragsbemessungsgrenze. Seit 2003 stellen die Versicherungsbeiträge die wesentliche Einnahmequelle der Bundesanstalt für Arbeit dar. Auch die Bundesanstalt für Arbeit ist als Selbstverwaltung organisiert, der Vorstand „drittelparitätisch“ von Arbeitgebern, Gewerkschaften und der öffentlichen Hand besetzt ist. Der Politikbereich der Arbeitsförderung ist schon seit einigen Jahren einem dauerhaften und auch strukturell entscheidenden Reformprozess unterworfen. Steigende Arbeitslosenzahlen bedeuten für sie sowohl Einnahmenverluste als auch Ausgabensteigerungen Zum anderen hat sich aber gezeigt, dass die bürokratische Struktur der Bundesanstalt für Arbeit nicht mehr angemessen ist für die steigenden Flexibilitätsanforderungen der Wirtschaft.

Dieses Kapitel hat die große Bedeutung der distributiv begründeten Staatstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschlang gezeigt. Inzwischen wird fast ein Drittel der gesamten inländischen Wertschöpfung direkt im Beriech der sozialen Sicherung verausgabt. Die Analyse der Struktur und der Aufgaben der Hauptzweige des Sozialversicherungssystems hat dabei gezeigt, dass vor dem Hintergrund der veränderten demografischen, aber auch wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, eine weitgehend staatlich gestaltete und regulierte Zwangsversicherungslösung im sozialen Bereich nicht länger zeitgemäß ist. Letztlich führen die meisten Reformvorschläge zu Modellen, in denen über private Versicherungen und Institutionen eine höhere Effizienz der Aufgabenerfüllung erreicht werden soll, während distributive Elemente –wie z.B. die kostenlose Familienversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung- aus dem Leistungssystem herausgenommen und extern, sprich über die steuerfinanzierten Bundes- und Länderhaushalte, finanziert werden sollten.

3. Finanzwirtschaftliche Umweltpolitik
3.1. Umweltpolitische Ausgangslage

Umweltpolitik als staatliche Aufgabe hat in den letzten Jahrzehnten an Bedeutung und an Akzeptanz in der Bundesrepublik Deutschland gewonnen. Ein Ausdruck für den steigenden Stellenwert der Umweltpolitik ist die Aufnahme des Umweltschutzes in den Zielekatalog des Grundgesetzes. Der Schutz der Umwelt ist heute eine Ziel, das nicht getrennt von den anderen Handlungsfeldern der Politik gesehen werden kann. Diese Auffassung findet ihren Ausdruck auch in dem Begriff der Nachhaltigkeitsstrategie. Eine nachhaltige Entwicklung soll dabei die Bedürfnisse heutiger und künftiger Generationen sowohl nach Entwicklung als auch nach Schutz der Umwelt erfüllen. In den Industrieländern verlangt eine Politik der Nachhaltigkeit vor allem den sparsamen Umgang mit den Umweltressourcen in allen Bereichen.
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Für Entwicklungsländer muss allerdings die Bekämpfung von Armut im Vordergrund stehen, um die Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung überhaupt erst zu schaffen. Die notwendige ökonomische Entwicklung muss sich aber auch an ökologischen Erfordernissen orientieren.

3.2. Instrumente der staatlichen Umweltpolitik

Neben den traditionellen ordnungspolitischen Instrumenten – wie Ge- und Verbote- treten zunehmend so genannte marktwirtschaftliche Instrumente, zu diesen Instrumenten zählt man u.a. Steuern und handelbare Umweltlizenzen. Darüber hinaus sollen Kooperationen mit den umweltpolitisch relevanten Akteuren dem Staat helfen, seine Ziele durchzusetzen. 

3.2.1. Umweltpolitische Auflagen

Umweltpolitische Auflagen sind der Verwaltung traditionell vertraut und entsprechend auch der Verwaltungsdenkweise. Mit Geboten, die ein bestimmtes Niveau umweltbelastender Aktivitäten begrenzen, und Verboten, die bestimmte umweltschädigende Aktivitäten vollständig untersagen, wird versucht die Umweltqualität zu verbessern. Bei Verstößen gegen derartige Auflagen drohen.

3.2.2. Umweltabgaben

Als Abgaben bezeichnet man alle Formen der öffentlichen Einnahmen, also Steuern, Gebühren, Beiträgen und Sonderausgaben. Werden diese mit einer ökologischen Zielsetzung erhoben, wird der Begriff Umweltabgaben verwendet. Umweltabgaben werden zu den marktwirtschaftlichen Instrumenten in der Umweltpolitik gezählt, weil das gewünschte umweltschonende Verhalten der Wirtschaftssubjekte nicht durch direkte Regulierungsmaßnahmen, sondern indirekt durch Preissignale erreicht werden soll. Al ökonomische Abgabe ist sich die Ökosteuer im öffentlichen Bewusstsein am meisten verankert.

3.2.3. Umweltzertifikate

Ein vergleichsweise junges Instrument der Umweltpolitik ist der Emissionshandel, der auf dem Konzept der Umweltzertifikate beruht. Ausgangpunkt dieses marktwirtschaftlichen Instruments ist der Gedanke, dass der Staat Rechte an der Umweltnutzung in Form von Zertifikaten festlegt. Durch dieses Vorgehen werden private Rechte an den ansonsten freien Umweltgütern geschaffen, die es ermöglichen, zu einer effizienten Allokation der Umweltgüter über private Märkte zu kommen. 

3.2.4. Selbstverpflichtungsabkommen

So genannte Selbstverpflichtungsabkommen besitzen zunehmende Bedeutung in der bundesdeutschen Umweltpolitik. Als Selbstverpflichtungsabkommen bezeichnet man eine einseitige, rechtliche unverbindliche Erklärung eines oder mehrerer Wirtschaftsverbände, ein bestimmtes Umweltziel innerhalb einer bestimmten Zeit verwirklichen zu wollen. Das angestrebte Umweltziel kann in der Verminderung von Schadstoffemissionen oder aber auch in der Verlagerung des Rohstoffverbrauchs liegen; die Selbstverpflichtung kann sich aber auch auf die Bereitstellung umweltrelevanter Informationen beziehen.
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Gegenstand Jahr | Branchen Verpflichtung
Schutz der Ozonschicht | 1977 | Aerosolindustrie Reduktion Freon-Gase um 30% von 1975 bis 1979
1987 | Aerosolindustrie Reduktion FCKW laut Montreal-Protokoll um 90% von 1976 bis 1989
1990 | Chemische Industrie Reduktion FCKW laut Montreal-Protokoll um 90% von 1976 bis 1993
._1992 Hartschaumindustrie Verzicht auf FCKW bei Herstellung von Dammstoffen
£96 Hartschaumindustrie Verzicht auf H-FCKW bei Herstellung von Dammstoffen
Klimaschutz 1995 | 15 Wirtschaftsverbénde | Gemeinsame Verringerung der spezifischen CO2-Emissionen bzw. des spezifi-
schen Energieverbrauchs um bis zu 20% von 1987 bis 2005
1996 | 12 Wirtschaftsverb&nde | Verringerung der absoluten CO2-Emissionen bzw. des absoluten Energie-
verbrauchs um durchschnittiich 20% von 1990 bis 2005 (diese Einzelzusagen
sind in der gemeinsamen Zusage aller 19 Verbande enthalten).
2000 | 19 Wirtschaftsverbande | Gemeinsame Verringerung der spezifischen CO2-Emissionen bzw. des spezifi-
schen Energieverbrauchs um 28% von 1995 bis 2005;
Gemeinsame Verringerung der spezifischen Emissionen von Treibhausgasen laut
Kyoto-Protokoll um 35% von 1990 bis 2012
PKW-Treibstoffverbrauch | 1995 | Automobilindustrie Reduktion des spezifischen Verbrauchs von PKW um 25 % bis 2000;
Entwicklung und Markteinfiihrung eines Drei-Liter-Autos bis 2000
Entsorgung von Altautos | 1996 | Automobilindustrie Kostenlose Riicknahme und Verwertung von Altautos, die ab 1998 zugelassen
werden und mindestens 12 Jahre alt sind.
Vermeidung und Verwer- | 1990 | Handel, verpackende Griindung des Dualen Systems Deutschland (Sammlung, Sortierung und Ver-
tung von Verpackungs- Industrie, Verpackungs- | wertung von Verpackungsmaterial)
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3.3. Prinzipien der Umweltpolitik

Der Einsatz der genannten umweltpolitischen Instrumente lässt sich verschiedenen Prinzipien in der Umweltpolitik zuordnen. Zunächst ist das Vorsorgeprinzip zu nennen. Mit diesem Prinzip sollen schädliche Umweltwirkungen bereits im Vorfeld verhindert werden. Das Vorsorgeprinzip kommt vor allem im Bereich des Gesundheitsschutzes zum Tragen und wird durch Verbote und Auflagen durchgesetzt. Nach dem Verursacherprinzip sollen diejenigen Kosten der Umweltnutzung und eventuell 

-schädigung tragen, die für diese verantwortlich sind. Vor allem Abgaben sind geeignete Politikinstrumente, das Verursacherprinzip durchzusetzen. Die zielgerechte Ausgestaltung dieses Instruments ist allerdings nicht einfach, da die direkten stofflichen Zusammenhänge zwischen der belasteten Aktivität und entstehenden Umweltschäden bekannt sein müssen. Ein anderes Prinzip ist das Gemeinlastprinzip. Es ist immer dann sinnvoll, wenn die Verursacher vom Umweltschäden nicht ermittelt oder nicht belastet werden können, da sie außerhalb des rechtlichen Zuständigkeitsbereichs angesiedelt oder private Mittel nicht ausreichend sind, Schäden zu beseitigen. Neben der direkten Übernahme von Beseitigungskosten sind vor allem Subventionen und Steuererleichterungen als Instrument im Sinne des Gemeinlastprinzips zu nennen. Das Kooperationsprinzip in der Umweltpolitik fordert dagegen die Einbindung von Verursachern und Betroffenen von umweltschädlichen Aktivitäten in die umweltpolitischen Entscheidungsprozessen. Damit dient das Kooperationsprinzip vor allem der Erhöhung der Transparenz und Akzeptanz umweltpolitischer Maßnahmen. Selbstverpflichtungsabkommen genügen dem Kooperationsprinzip, auch wenn dabei nicht die Betroffenen, sonder die Mitverursacher der Umweltschäden die Kooperationspartner darstellen.

3.4. Umweltpolitik als Internalisierung der externen Effekte – der Beitrag der Wirtschaftstheorie

In der Wirtschaftstheorie werden Umweltprobleme als Ausdruck externer Effekte interpretiert. Nicht jeder Staatseingriff bei Marktversagen führt zu einem überlegten Allokationsergebnis, da ebenfalls Formen von Staatsversagen zu bedenken sind.
3.4.1. Umweltschäden als externe Effekte

Allgemein werden externe (technologische) Effekte definiert als unbeabsichtigte Effekte, die aus der Produktionstätigkeit oder dem Konsum eines Wirtschaftssubjektes entstehen, bei Unbeteiligten auftreten und nicht durch das Preissystem abgegolten werden. Diese Form der ökologischen Interdependenzen zwischen Handelnden kann positiver oder negativer Art sein. Ökonomische Interdependenzen können nur auftreten, wenn die Handelnden auf ein gemeinsames Medium zurückgreifen. Dies ist allgemein gesprochen die Umwelt, sei es die gemeinsame kulturelle Umwelt oder die natürliche Umwelt. In vielen Fällen besteht eine Nutzungskonkurrenz an der Ressource Umwelt, die nicht in Preissignalen umgesetzt wird. Wir die natürliche Regenerations- und Assimilationsfähigkeit überschritten, treten ökologische Probleme auf, welche die Nutzung der Umwelt beeinträchtigen. Allerdings kenn wegen fehlender Eigentumsrechte oder mangelnder Ausschlussmöglichkeiten über den Markt keine wirtschaftlich optimale Verwendung der Ressource Umwelt erreicht werden. 

3.4.2. Internalisierung externer Effekte als Lösung des Umweltproblems

Aus wirtschaftstheoretischer Sicht ist eine effiziente Nutzung der Umweltressource dadurch zu erreichen, dass die zusätzlich entstehenden volkswirtschaftlichen Kosten der Umweltnutzung in das einzelwirtschaftliche Kalkül der wirtschaftlichen Handelnden integriert werden. Eine solche Internalisierung externer Effekte in das Preissystem stellt eine marktkonforme Lösung dar.
3.4.2.1. PIGOU-Steuer

Die Grundidee dieser Lösung besteht darin, dass der Staat durch die Erhebung einer Steuer auf die Aktivität, die zu dem externen Effekt führt, den Verursacher dazu veranlasst, neben den privaten Kosten seiner Aktivitäten die volkswirtschaftlichen Kosten in seine Angebotsentscheidung zu integrieren. 
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Sowohl die privaten Grenzkosten ([image: image12.png](GK™=)



 wie auch der externe Schaden [image: image14.png](GKk™)



 steigen linear mit dem Output des Gutes x. Der private Anbieter wird aber lediglich seine privaten Grenzkosten berücksichtigen und die Menge [image: image16.png]


  anbieten. Bei der Menge [image: image18.png]


  liegt jedoch die volkswirtschaftlichen Kosten höher als die marginale Zahlungsbereitschaft der Konsumenten. Dieser Überhang der volkswirtschaftlichen Kosten über die marginale Zahlungsbereitschaft der Konsumenten ist erst im Punkt b abgebaut: der Peris [image: image20.png]


 entspricht den marginalen volkswirtschaftlichen Kosten für die Menge [image: image22.png]


. Der Staat sollte nun eine Steuer t* erheben, die dazu führt, dass die optimale Menge x* angeboten wird. Der Steuersatz bestimmt sich aus der Differenz zwischen den privaten und den volkswirtschaftlichen Grenzkosten für die Menge x*. In diesem Fall muss also der Steuersatz t*= abgewählt werden. Die PIGOU-Steuer ist also als eine Mengensteuer mit konstantem Steuersatz ausgestaltet. Das mit der PIGOU-Steuer verbundene Aufkommen entspricht der schattierten Fläche [image: image24.png]v 5 ba



 . Eine PIGOU-Steuer ist zunächst mit zwei positiven Effekten verbunden:
· Der externe Effekt oder Schaden wird auf ein volkswirtschaftlich effizientes Maß zurückgeführt.

· Es entsteht ein positives Steueraufkommen.

Der Umsetzung des Konzepts der PIGOU-Steuer in die Praxis steht vor allem Informationsprobleme entgegen. Zur Festsetzung des Steuersatzes muss bereits im Voraus die pareto-optimale Allokation bekannt sein. Um diese bestimmen zu können, muss sowohl der Verursacher des externen Effekts eindeutig zu ermitteln sein als auch der Verlauf der Schadenskurve. Ein ebenso schwerwiegendes Problem liegt in der Bewertung der Umweltschäden, die den Verlauf der Schadenskurve bestimmt. Bei externen Effekten, die innerhalb des Produktionssektors auftreten, ist zumindest näherungsweise der Schaden durch den Ertragsrückgang bei den Geschädigten zu erfassen. Wirken die externen Schäden jedoch in den Konsumsektor hinein, müsste durch eine Zahlungsbereitschaftsanalyse versucht werden, den Nutzenverlust der Konsumenten zu erfassen. 
3.4.2.2. Subventionen

Grundsätzlich ist das Ergebnis einer PIGOU-Steuer ebenso durch eine Subventionierung zu erreichen. In diesem Fall muss die Subvention so ausgestaltet sein, dass sie den Verursacher für jede vermiedene Output- und damit auch Emissionsmenge entlohnt. Die grafische Darstellung einer Subventionslösung entspricht der, der PIGOU-Steuer. Die Fläche [image: image26.png]v 5 ba



 kennzeichnet in diesem Fall die Subventionsausgaben, die der Staat zu leisten hat. Die Subventionierung wirkt zwar ökonomisch wie die PIGOU-Steuer, die Verteilungswirklungen liegen aber weit auseinander. Während die Steuerlösung die privaten Grenzkosten langfristig erhöht, wird durch die Subventionslösung die Gewinnsituation der Unternehmen verbessert. Dadurch werden neue Unternehmen angelockt, sodass absolut mit steigenden Emissionsmengen zu rechnen ist. Eine Subventionslösung ist daher nur für den Fall denkbar, bei dem die Anzahl der Unternehmen im subventionierten Bereich festgelegt ist. Auch hier besteht das Problem des Informationsbedarfs, daher ist eine zielgenaue Ausgestaltung der Subventionslösung ähnlich unwahrscheinlich wie die Steuerlösung.

3.4.2.3. Preis-Standard-Ansatz

Sie ist als Alternative zur Steuerlösung entwickelt worden. Dabei wird bewusst auf das Ziel einer pareto-optimalen Ressourcennutzung verzichtet. Vielmehr soll durch die Politik ein bestimmtes Umweltziel festgelegt werden, dass dann durch die Erhebung der Steuer auf die Emissionsmenge erreicht wird. Mit einer solchen Steuer werden die privaten Grenzkosten der Verursacher erhöht und diese dadurch zu einer Emissionsminderung veranlasst. Auch hier wird das Ergebnis über den Marktprozess erreicht. Der Preis-Standard-Ansatz entspricht damit einer marktkonformen Lösung; man zählt diesen ebenfalls zu den pretialen (preislichen) Steuerungsinstrumenten. Allerdings ist es kaum wahrscheinlich, dass der geeignete Steuersatz direkt bestimmt werden kann, der zu dem gewünschten Ziel führt. Der Preis-Standard-Ansatz sieht daher vor, dass durch ein so genanntes „trail-and-error“ Verfahren der geeignete Steuersatz bestimmt wird. Unter Umständen muss der Steuersatz also mehrmals korrigiert werden, bevor das Umweltziel erreicht wird. Dieses Vorgehen verursacht nicht nur Verwaltungskosten, sondern belastet die Besteuerten auch erheblich. Ebenfalls muss bedacht werden, dass das Ziel der Kosteneffizienz bei der Auferlegung eines einheitlichen Steuersatzes mehrere Verursacher nur erreichen kann, wenn an jeder Stelle, die emittierten Schadstoffe auch zu den gleichen Umweltschäden beitragen; ist dies nicht der Fall, müssten auch im Preis-Standard-Ansatz die Verursacher mit unterschiedlichen Steuersätzen belegt werden.
3.4.2.4. Umweltzertifikate

Auch das Konzept der Umweltzertifikate baut darauf auf, dass der Staat eine exogen bestimmte Vorstellung von der Höher der akzeptierten Umweltbelastungen hat. Die Grundüberlegung ist dabei, dass die Eigentumsrechte an dem Umweltmedium in der Hand des Staates liegen. Dieser vergibt dann im gewünschten Ausmaß Umweltzertifikate, die für den Besitzer das Recht verbriefen, eine bestimmte Menge des Umweltmediums zu nutzen, z.B. als Aufnahmemedium für Emissionen. Die Umweltzertifikate sind frei handelbar, sodass sich ein einheitlicher Preis für diese über den Markt ergeben wird, sofern dieser die Eigenschaften eines Wettbewerbsmarktes erfüllt. Dies gewährleistet, dass das angestrebte Umweltziel kostenminimal erreicht wird. Die Unternehmen werden so weit in Vermeidungstechnologien investieren, bis ihre Grenzvermeidungskosten gerade dem Zertifikatspreis entsprechen; so wird also über den Markt ein Ausgleich der Grenzvermeidungskosten erreicht, der Kosteneffizienz garantiert. Neben der Kosteneffizienz besteht der große Vorteil der Zertifikatslösung darin, dass das angestrebte Umweltziel sicher erreicht wird, was der Preis-Standard-Ansatz möglicherweise erst nach langwierigen Anpassungsprozessen erreichen kann. Außerdem kann das umweltpolitische Ziel leicht angepasst werden; in diesem Fall muss der Staat Umweltzertifikate, also Verschmutzungsrechte aufkaufen und stilllegen oder die vergebenen Zertifikate abwerten.  Als problematisch kann sich allerdings das Vergabeverfahren für die Umweltzertifikate erweisen. Dabei sind drei verschiedene Verfahren denkbar:

· Kostenlose Abgabe

· Verkauf zu einem politisch bestimmten Preis

· Ein Versteigerungsverfahren

Wenn es sich um einen Wettbewerbsmarkt handelt, ist eine kostenlose Vergabe am sinnvollsten. Wenn nur wenige Anbieter am Markt sind, ist eine Versteigerung der Umweltzertifikate sinnvoll. Der Verkauf von Umweltzertifikaten zu politisch festgelegten Preisen ist unter wohlfahrtstheoretischen Gesichtspunkten die schlechteste Möglichkeit der Vergabe. Der Staat kennt die Grenzvermeidungskosten der Produzenten nicht und wird daher kaum den Preis genau treffen, der zu Kosteneffizienz führt; es entsteht zudem Staatseinnahmen, die anreizneutral verwendet werden müssen.

3.4.2.5. Wohlfahrtstheoretische Beurteilung weiterer Informationen der Umweltpolitik
Neben den so genannten preislichen oder marktkonformen Instrumenten werden in der Umweltpolitik oftmals Instrumente der Ordnungspolitik wie Gebote und Verbote eingesetzt. Durch direkte Verbote oder auch durch Gebote in Form bestimmter Auflagen können schnell und treffsicher ökologische Ziele erreicht werden. Bei direkten Gefährdungen ist dies ein entscheidender Vorteil.  In anderen Fällen überwiegen aus ökonomischer Sicht die Nachteile. Zunächst ist nochmals darauf hinzuweisen, dass aus ökonomischen Gesichtspunkten eine Aktivität, die mit externen Kosten verbunden ist, nicht gänzlich eingestellt werden sollten. Aber auch der Einsatz von Geboten ist wohlfahrtstheoretisch zu kritisieren, denn dadurch wird selbst eine kosteneffiziente Lösung nicht erreicht.
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Zertifikatslosung

Staatliche MaRnahme: Jedes Unternehmen wird ver-
pflichtet, seine Emissionen um 50 % zu senken.

Staatliche MaRnahme: Jedes Unternehmen erhalt 50
handelbare Umweltzertifikate, die ein Verschmut-
zungsrecht von je 1 t Schwefeldioxid verbiirgen.

Unternehmen A:

Reduziert 50 t Schwefeldioxid-Emissionen; Investiti-
onskosten in Hohe von 50.000 €.

Unternehmen B:

Reduziert 50 t Schwefeldioxid-Emissionen; Investiti-
onskosten in Hohe von 200.000 €

Es kommt zum Handel mit Umweltzertifikaten zu ei-
nem Preis zwischen 1000 € und 4000 € je Zertifikat.

Situation 1: Preis 1000 €:
Unternehmen A:

Verkauf von 50 Zertifikaten fiir je 1000 €: Investitions-
kosten in Hohe von 100.000 €
Ausgabe Unternehmen A: 50.000 €

Unternehmen B:

Kauf von 50 Zertifikaten fiir je 1000 €.
Keine Investitionskosten.
Ausgabe Unternehmen B: 50.000 €

Situation 2: Preis 4000 €
Unternehmen A:

Verkauf von 50 Zertifikaten fiir je 4000 €:
Investitionskosten in Hohe von 100.000 €
Einnahme Unternehmen A: 100.000 €

Unternehmen B:

Kauf von 50 Zertifikaten fiir je 4000 €.
Keine Investitionskosten.
Ausgabe Unternehmen B: 200.000 €

Gesamtergebnis:
Restemissionen: 100 t

Vermeidungskosten: 250.000 €

Gesamtergebnis:
Restemissionen: 100 t

Vermeidungskosten: 100.000 €




3.5. Wohlfahrtstheoretische Beurteilung  weiterer Instrumente der Umweltpolitik

Für die politische Wirtschaftstheorie stehen zwei Fragestellungen im Mittelpunkt der Analyse umweltpolitischer Probleme. Zunächst setzt sie sich kritisch mit dem Begriff der externen Effekte auseinander. Des Weiteren untersucht die positive Theorie die Frage, warum bis heute ordnungsrechtliche Instrumente in der Umweltpolitik dominieren. COASE wollte mit seiner Arbeit zeigen, dass die Existenz externer Effekte nicht zwingend zu staatlichen Eingriffen führen muss, um pareto-effizente Allokationen zu erreichen, sondern dass dies bei der Zuordnung von eindeutigen Verfügungsrechten auch über private Märkte zu erreichen wäre.

[image: image28.jpg]Zur Verdeutlichung seiner Uberlegungen wihlte COASE folgendes Beispiel:

Die Gebiete eines Viehziichters und eines Farmers grenzen aneinander und sind nicht durch
Ziune getrennt (man erinnere sich an klassische Westernfilme). Die Kiihe halten sich erwar-

tungsgemdfB nicht an die Grenzen und verursachen Schidden in den Getreidefeldern des Far-
mers.

Sind die Eigentumsrechte an Grund und Boden fiir beide Seiten eindeutig definiert, kann nach
dem Verursacherprinzip der Farmer von dem Viehziichter Schadensersatz fiir die vernichtete
Ernte fordern. Der Viehziichter wird dann entscheiden, ob er auch zukiinftig Schadensersatz
leisten wird, oder ob er sein Weidegebiet einzdunt bzw. dem Farmer die Kosten fiir das Ein-
zéunen der Farm erstattet. Moglicherweise liegen die Eigentumsrechte fiir das gesamte Land
aber bei dem Viehziichter, da der Farmer versdumt hat, seine Rechte durch eine Einzdunung
des Gebietes festzulegen. In diesem Fall kann der Viehziichter fiir den Schaden nicht haftbar
gemacht werden. Der Farmer muss seinen Schaden selbst tragen und entscheiden, ob er die
Kosten der Einzaunung seiner Farm aufbringt.





In beiden Fällen wird das gleiche Ergebnis erzielt, wie für den Fall, das Viehzuchtbetrieb und Farm von dem gleichen Eigentümer betrieben würden, die externen Effekte also vollständig internalisiert wären: die Grenzkosten der Schadensvermeidung und die Grenzschäden werden gegenüber gestellt. COASE zeigte also, dass private Verhandlungen zu pareto-optimalen Ergebnissen führen, wenn der Staat Verfügungsrechte zuteilt und Institutionen schafft, die diese auch durchsetzen. Bemerkenswert ist dabei, dass ein effizientes Ergebnis erreicht wird, egal wie die Eigentumsrechte verteilt sind – Verteilungsfragen sind also strikt getrennt von Effizienzüberlegungen zu sehen. Von prinzipiell staatskritischen Wissenschaftlern wurde das COASE-Theorem als Beleg dafür genommen, dass Staatseingriffe in die Allokation zur Internalisierung externer Effekte unnötig seien. Kritiker des COASE-Theorems weisen dagegen darauf hin dass seine Ergebnisse nur für den unrealistischen Fall der fehlenden Transaktionskosten und der vollständigen Information aller Beteiligten gelten. Durch die Schaffung und Durchsetzung von Regeln kann der Staat die Transaktionskosten des Verhandlungsprozesses soweit senken, dass eine Internalisierung des externen Effekts wieder sinnvoller wird. 

Neben zeitgemäßen, marktwirtschaftlichen Instrumenten wie Ökoabgaben, Umweltzertifikaten und Kooperationslösungen wie Selbstverpflichtungsabkommen besitzen die traditionellen ordnungsrechtlichen Instrumente vor allem zur schnellen Gefahrabwehr weiterhin ihre Bedeutung. Die theoretische Forderung, durch die Umweltpolitik die externen Kosten der Umweltnutzung in das privatwirtschaftliche Kalkül einzubeziehen, hat vor allem die Forderung aufgedeckt, genaue Informationen über den Zusammenhang von Ressourcennutzung und Umweltschädigung gewinnen zu müssen. Gerade die Schwierigkeit in der Praxis, umweltpolitische Instrumente in der Weise zu gestalten, wie es die Theorie fordert, unterstreicht das Ergebnis der positiven Wirtschaftstheorie, auch im Bereich der externen Effekte, Marktversagen und Staatsversagen kritisch gegeneinander abzuwägen. 
